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1 Aufgabenstellung

Um die Klimaschutzziele aus dem Kyoto-Protokoll möglichst kostengünstig zu erreichen,
haben EU-Parlament und Ministerrat eine Richtlinie beschlossen, wonach vom Jahr 2005
an Betreiber bestimmter CO2-intensiver Anlagen zur Teilnahme am Emissionsrechtehan-
del verpflichtet sind.1 Davon betroffen sind von 2005 an die Betreiber bestimmter Anla-
gen wie größere Strom- und Wärmeerzeugungsanlagen, Raffinerien und Kokereien,
Produktionsanlagen der Eisen- und Stahlindustrie, der Zement-, Glas- und Keramikindu-
strie sowie der Zellstoff- und Papierindustrie.

Für die deutsche Umweltpolitik stellt das europäische Emissionsrechtehandelssystem
einen Paradigmenwechsel dar und bringt für die betroffenen Unternehmen neue strate-
gische und organisatorische Herausforderungen mit sich.

Um bestehende Informationsdefizite im Hinblick auf den bevorstehenden Emissionsrech-
tehandel abzubauen, sollte im Rahmen des Vorhabens zunächst der Informations-, Bera-
tungs-, und Schulungsbedarf der betroffenen Unternehmen in Baden-Württemberg
identifiziert werden. Darauf aufbauend war eine Konzeptskizze für den Informations-,
Beratungs-, und Schulungsbedarf zu entwickeln.

2 Methodisches Vorgehen

Zunächst wurden Bereiche, in denen ein möglicher Informations-, Beratungs-, und
Schulungsbedarf bei den betroffenen Unternehmen vorliegen könnte, identifiziert. Diese
Bereiche wurden mit ca. 30 Unternehmens- und Verbandsvertretern auf einem Work-
shop zur „Ausgestaltung des Emissionszertifikatehandels“, der am 26. September
2003 beim Ministerium für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg in Stuttgart statt-
fand, diskutiert.

Darauf aufbauend wurde ein Fragebogen entwickelt, der am 11. November 2003 zu-
sammen mit dem Anschreiben des UVM zur Datenerhebung für den ersten Nationalen
Allokationsplan an die baden-württembergischen Betreiber von Anlagen, die unter die
Emissionshandelsrichtlinie fallen, verschickt wurde. Der Fragebogen war inhaltlich in drei
Teile aufgebaut (vgl. Anhang A). Der Allgemeine Teil enthielt Fragen zum Betrieb wie
Wirtschaftszweig, Anzahl der Beschäftigten oder Anteil der Energiekosten am Umsatz.
Die Fragen zur Vorbereitung auf den Emissionsrechtehandel bezogen sich auf Stand,
Qualität, Art der Vorbereitung sowie die organisatorische Einbindung. Außerdem erfolg-
te eine Abfrage des Informations- u. Beratungsbedarf nach Bereichen und Dringlichkeit.
Im Teil Schulungskonzepte konnten die Teilnehmer mögliche Wege der Information,

                                                                
1 Diese wurde im Amtsblatt der Europäischen Union am 25. Oktober 2003 veröffentlicht (RICHTLINIE

2003/87/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 13.Oktober 2003 über ein Sy-
stem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der
Richtlinie 96/61/EG des Rates).
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Beratung und Schulung zum Thema Emissionsrechtehandel beurteilen und ihre Präfe-
renzen zu Anbietern solcher Leistungen zum Ausdruck bringen. Die eingegangenen Fra-
gebögen wurden statistisch ausgewertet und die Ergebnisse aufbereitet. Besonderes
Augenmerk wurde dabei auf Kleinst-, Klein- und Mittelunternehmen, sogenannte KMU,
gelegt.

Die Entwicklung der Skizze eines Konzepts zur Deckung des Informations-, Beratungs-,
und Schulungsbedarf erfolgte auf Basis der Fragebogenauswertung, der Rückmeldun-
gen der Teilnehmer des o.g. Workshops sowie zusätzlicher Recherchen bestehender An-
gebote im In- und Ausland.

Die Konzept-Skizze ist nicht Bestandteil dieser Kurzfassung und wird zu einem
späteren Zeitpunkt veröffentlicht.

3 Ergebnisse der Umfrage zum Bedarf an Information,
Beratung und Schulung zum EU-Emissionsrechtehandel

In diesem Kapitel erfolgt eine Darstellung der statistisch aufbereiteten Ergebnisse der
Umfrage. In der Regel basiert die Darstellung auf Häufigkeitstabellen, in einigen Fällen
werden aber auch Kreuztabellen verwendet. Dies gilt insbesondere für Analysen, die
zum Ziel haben, mögliche Unterschiede zwischen KMU und großen Unternehmen fest-
zustellen. Dabei ist zu beachten, dass die statistische Signifikanz2 der Ergebnisse durch
die Anzahl der Beobachtungen limitiert ist.

3.1 Allgemeiner Teil

3.1.1 Wirtschaftszweige

Anlagen von Betreibern, die am EU-Emissionsrechtehandel teilnehmen, sind in Anhang I
der Richtlinie aufgelistet. An der Umfrage nahmen 61 Betreiber teil, d. h. genau ein
Drittel der baden-württembergischen Betreiber, die unter die Richtlinie fallen.3
Diese Befragten kamen aus folgenden Wirtschaftzweigen (Anzahl in Klammern): Ener-
gieerzeugung (9), Keramische Erzeugnisse (7), Metallverarbeitung (7), Textil (5), Zellstoff-
und Paperindustrie (5), Feinmechanik und Elektrotechnik (5), Zement (2), Kalk (2), Glas
(2), sonstige Baustoffe (2), Elektronik (2), Automobil (2), Kunststoff (2), Chemie (2), Nah-
rungsmittel (2), Universitäten (2) sowie je ein Teilnehmer aus den Bereichen Eisen und
Stahl, Maschinenbau, Verkehr, Möbelindustrie, Bergbau sowie Fertighaus/Holzwerk.
                                                                
2 Unter „statistisch signifikant“ wird im Fortgang der Arbeit ein Signifikanzniveau von höchstens 10 %

verstanden.

3 Zur Berechnung des Anteils wurde die Anlagenliste des Bundes (Stand Mitte Dezember 2003) heran-
gezogen. Darin sind insgesamt 2631 Anlagen aufgeführt, darunter 257 Anlagen von 183 Betreibern
aus Baden-Württemberg.
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3.1.2 Anzahl der Beschäftigten

Abbildung 3-1 ist zu entnehmen, dass über 40 % der Befragten aus der Kategorie
Kleinst-, Klein- und Mittelunternehmen (KMU) nach der Definition der Europäischen
Kommission (Kriterium Mitarbeiterzahl < 250) stammten.

Abbildung: 3-1: Anzahl der Beschäftigten im Betrieb
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3.1.3 Art des Betriebes

Etwa zwei Drittel der Befragten waren Einzelbetriebe oder Hauptbetriebe mit Töchtern
(vgl. Abbildung 3-2).

Abbildung: 3-2: Art des Unternehmens am Standort
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3.1.4 Anteil der Brennstoffkosten am Umsatz

Der Anteil der Brennstoffkosten am Umsatz lag bei über 50 % der Teilnehmer unter
5 %. Bei 7 Unternehmen (11,5 % der Teilnehmer) lag dieser Anteil allerdings bei über
20 % (vgl. Abbildung 3-3).

Abbildung: 3-3: Anteil Brennstoffkosten am Umsatz
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*„Keine Angabe“: 7 Befragte

3.1.5 Zertifizierung nach EMAS und ISO

Aus Abbildung 3-4 geht hervor, dass ca. ein Drittel der Teilnehmer nach EMAS oder ISO
14001 oder nach beiden Verfahren zertifiziert ist. Es wird ebenfalls deutlich, dass EMAS
zertifizierte Betriebe in der Regel auch nach ISO 14001 zertifiziert sind, aber nicht um-
gekehrt, was sich durch die höheren Anforderungen der EMAS-Zertifizierung erklären
lässt.

Abbildung: 3-4: Verifizierung der CO2-Emissionen
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3.2 Vorbereitung auf den Emissionsrechtehandel

3.2.1 Autonomie bei der Vorbereitung auf den Emissionsrechtehandel

Bei 35 % derjenigen Befragten, die ein Tochterunternehmen sind (insgesamt 20 Befrag-
te), liegt die Vorbereitung vollständig oder teilweise in der Hand des Mutterunterneh-
mens.

Abbildung: 3-5: Autonomie bei Vorbereitung auf den Emissionsrechtehandel
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3.2.2 Wissen um Verpflichtung zur Teilnahme am Emissionsrechtehandel

Abbildung 3-6 ist zu entnehmen, dass vor der Datenanfrage durch das UVM Mitte No-
vember 2003 lediglich 55,7 % der Befragten eindeutig wussten, dass sie zu den
Betreiben zählen, die am EU-Emissionsrechtehandel teilnehmen werden. Eine
Auswertung über Kreuztabellen ergab außerdem, dass bei dieser Frage keine Unter-
schiede zwischen KMU und großen Unternehmen festzustellen sind.

Mögliche Ursachen für dieses Defizit liegen zum Teil in den Unsicherheiten im Hinblick
auf die nationale Definition des Anlagenbegriffs und die Kumulierungsregelung4, die
zum Zeitpunkt der Datenerhebung noch nicht eindeutig geklärt war.

                                                                
4 Anlagen können auch dann in den Anwendungsbereich der Richtlinie falle, wenn sie die in Anhang I

genannten Schwellenwerte unterschreiten. Das Kumulierungsgebot der Richtlinie besagt nämlich,
dass, die Kapazitäten der Tätigkeiten addiert werden, wenn „ein Betreiber mehrere Tätigkeiten unter
der gleichen Bezeichnung in einer Anlage oder an einem Standort“ durchführt.
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Abbildung: 3-6: Wissen um Teilnahmeverpflichtung am EU-Emissionsrechtehandel

19,7% 24,6%

55,7%

0

10

20

30

40

50

60

nein war noch nicht
eindeutig festzustellen

ja

A
n

te
il 

d
er

 B
et

ri
eb

e 
[i

n
 %

]

3.2.3 Art der Vorbereitung auf den EU-Emissionsrechtehandel

Die Vorbereitung der Teilnehmer der Umfrage auf den EU-Emissionsrechtehandel lief
bisher schwerpunktmäßig über Vorträge und Seminare mit einer allgemeinen Einfüh-
rung in den Emissionsrechtehandel sowie über das Internet (vgl. Abbildung 3-7). Dane-
ben wurden überwiegend Handbücher, Leitfäden und Broschüren sowie Netzwerke ge-
nutzt. Lediglich zwei Unternehmen hatten bereits an einem Planspiel teilgenommen.
KMU nutzten das Internet etwas weniger und nahmen bisher nicht an Planspielen teil,
statistisch signifikante Unterschiede zwischen KMU und großen Unternehmen ließen
sich aber bei dieser Art der Vorbereitung nicht feststellen.5

Den Leitfaden „Flexible Instrumente im Klimaschutz“ kannten etwas über 20 % der
Teilnehmer, KMU vergleichsweise weniger als große Unternehmen.

                                                                
5 Betrachtet man nur die Befragten, die von ihrer Teilnahme am EU-Emissionsrechtehandel zum Zeit-

punkt der Datenabfrage auch wussten, erhöhen sich die prozentualen Angaben in Abbildung 3-7 um
3 bis 5 Prozentpunkte.
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Abbildung: 3-7: Art der Vorbereitung auf den EU-Emissionsrechtehandel
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3.2.4 Beurteilung der verwendeten Informations- und Schulungsmöglichkeiten

Abbildung 3-8 gibt die Einschätzung der Befragten zu den bisher verwendeten Informa-
tions- und Schulungsmöglichkeiten zur Vorbereitung auf den EU-Emissionsrechtehandel
wieder. In die Auswertung wurden nur die Antworten derjenigen Betriebe aufgenom-
men, welche das zu beurteilende Angebot auch schon wahrgenommen hatten. Am be-
sten schnitten dabei Planspiele ab, an denen allerdings nur zwei Unternehmen teilge-
nommen hatten. Alle anderen Möglichkeiten wurden überwiegend als mittelmäßig ein-
gestuft, ein gutes Viertel der Befragten hielt Unternehmensnetzwerke zum Informati-
onsaustausch und Seminare oder Vorträge zur allgemeinen Einführung für „eher gut“.
Eine Analyse der Beurteilung durch KMU über Kreuztabellen ergab - von einer Ausnah-
me abgesehen - keine statistisch signifikanten Unterschiede: Das Internet schnitt in
der Bewertung durch KMU schlechter ab.
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Abbildung: 3-8: Beurteilung der genutzten Informations- und Schulungsmöglichkeiten
zum EU-Emissionsrechtehandel
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3.2.5 Vornahme konkreter Schritte zur Vorbereitung auf den Emissionshandel

Aus den Ergebnissen geht hervor (Abbildung 3-9), dass die Mehrheit der Unterneh-
men noch nicht für eine Teilnehme am EU-Emissionsrechtehandel gerüstet ist:
Weniger als ein Drittel der Befragten hat eine Zuweisung von Zuständigkeiten, Kompe-
tenzen und Verantwortung für den EU-Emissionsrechtehandel vorgenommen, weniger
als ein Fünftel hat Inventare oder Emissionsprognosen erstellt oder Maßnahmen zur
Emissionsminderung identifiziert. Weniger als 10 % der Befragten haben Maßnahmen
bewertet, und nicht einmal 5 % haben sich mit der Bewertung aktueller und zukünfti-
ger Rahmenbedingungen befasst. Selbst wenn man nur diejenigen Unternehmen
betrachtet, die von ihrer Teilnahme am EU-Emissionsrechtehandel zum Zeit-
punkt der Datenabfrage wussten, ergibt sich ein ähnliches Bild:

• bei lediglich 32,7 % der Befragten ist eine Zuweisung von Kompetenzen erfolgt,

• 24,5 % haben Inventare erstellt,

• 18,4 % haben Emissionen prognostiziert,

• 20,4 % haben Minderungsmaßnahmen identifiziert,

• 10,2 % Maßnahmen bewertet,

• und nur 6,1% haben versucht aktuelle und zukünftige Rahmenbedingungen zu be-
werten.
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KMU liegen in ihrer Vorbereitung in allen Kategorien noch hinter den großen
Unternehmen, besonders bei der Identifizierung von Minderungsmaßnahmen. Eine
statistische Signifikanz ließ sich in Anbetracht der vergleichsweise geringen Zahl der Be-
obachtungen dafür allerdings nicht ableiten.

Abbildung: 3-9: Konkrete Schritte zur Vorbereitung auf den EU-Emissionsrechtehandel
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Konkrete Schritte zur Vorbereitung auf den EU-EH:
1. Zuweisung von Zuständigkeiten, Kompetenzen, Verantwortung
2. Erstellung von CO2-Inventaren
3. Emissionsprognose
4. Identifizierung von Maßnahmen zur Senkung von CO2-Emissionen
5. Ökonomische Bewertung von CO2-Einsparmaßnahmen
6. Bewertung aktueller/zukünftiger Rahmenbedingungen

3.2.6 Organisatorische Hauptverantwortung für den EU-Emissionsrechtehandel

Über ein Drittel der Befragten plante, die Hauptverantwortung für den EU-Emissions-
rechtehandel bei der Geschäftsführung, knapp 28 % in der Umweltabteilung anzusie-
deln (vgl. Abbildung 3-10). Fast 20 % haben noch keine Vorstellung darüber, wo
die Hauptverantwortung liegen wird. Derselbe hohe Prozentsatz traf auch für Be-
triebe zu, die zum Zeitpunkt der Umfrage wussten, dass sie am EU-Emissionsrechte-
handel teilnehmen würden.
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Abbildung 3-10: Geplante organisatorische Hauptverantwortung für den EU-
Emissionsrechtehandel
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*Mehrfachnennungen möglich

3.2.7 Informationsstand zum EU-Emissionsrechtehandel

Rund 50 % der Befragten fühlten sich wenig oder überhaupt nicht über das In-
strument Emissionsrechtehandel und die Anforderungen, die sich aus der EU-
Richtlinie ergeben, informiert. Lediglich 13 % bezeichnen ihren Informationsstand als
gut, kein Unternehmen hält sich für sehr gut informiert (vgl. Abbildung 3-11). Bei KMU
ist der Informationsstand noch schlechter, wenngleich die Unterschiede zu großen Un-
ternehmen nicht statistisch signifikant sind. Eine Auswertung über Kreuztabellen ergab,
dass Betriebe, die den Leitfaden „Flexible Instrumente im Klimaschutz“ kannten oder
Betriebe, die einen höheren Brennstoffkostenanteil am Umsatz hatten, über einen stati-
stisch signifikant besseren Informationsstand zum EU-Emissionsrechtehandel verfügten.
Gerade letzteres deutet darauf hin, dass der Informationsstand von der Höhe der öko-
nomischen Anreize abhängt: je höher die wirtschaftlichen Bedeutung des Emissi-
onshandels für den Betrieb, desto besser sind die Betriebe bisher vorbereitet.
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Abbildung 3-11: Informationsstand zum EU-Emissionsrechtehandel
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*Prozentzahlen beziehen sich auf alle Teilnehmer der Umfrage

3.2.8 Informations- und Beratungsbedarf

Die Abbildungen 3-12 und 3-13 geben die Einschätzung der Teilnehmer zur Relevanz
und zur zeitlichen Dringlichkeit des Informations- und Schulungsbedarfs nach Bereichen
gegliedert wieder. In zwei Drittel der angegebenen Bereiche liegt ein hoher und
in der Regel auch sofortiger Informations- und Beratungsbedarf vor, wobei z. T.
weit über 50 % der Antworten in die Kategorien „sehr hoch“ und „hoch“ fallen.
Diese Bereiche sind: allgemeine Einführung, Emissionsberichterstattung, Register- und
Kontoführung, Entwicklung von Handels- und Vermeidungsstrategien, Risikomanage-
ment, Reaktion auf aktuelle und zukünftige Rahmenbedingungen, rechtliche Aspekte,
Behandlung von Zertifikaten in der Handels- und Steuerbilanz sowie aktuelle Informa-
tionen zu Rahmenbedingungen und zur Entwicklung des Zertifikatespreises. Den ver-
gleichsweise geringsten und am wenigsten dringenden Informations- und Beratungsbe-
darf sehen die Teilnehmer in den Bereichen Emissionsprognose, organisatorische Einbet-
tung und Einbindung projektbasierter Mechanismen. Die relativ hohe Anzahl von
fehlenden Antworten lässt auch den Schluss zu, dass viele Unternehmen mögli-
cherweise gar nicht in der Lage sind, die Relevanz und die Dringlichkeit der ein-
zelnen Bereiche adäquat zu beurteilen. Diese Aussage scheint insbesondere für
KMU zuzutreffen, auf die – bei einem Anteil von ca. 40 % in der Stichprobe – mehr
als drei Viertel der fehlenden Antworten zurückzuführen sind.



12

Abbildung 3-12: Relevanz des Informations- und Beratungsbedarfs zum EU-Emissionsrechtehandel
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Abbildung 3-13: Dringlichkeit des Informations- und Beratungsbedarfs zu EU-Emissionsrechtehandel
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In Abbildung 3-14 werden die Informationen aus den Abbildungen 3-12 und 3-13 zu-
sammengefasst, um die Schulungsprioritäten aus Sicht der Unternehmen zu identifizie-
ren. Auf der vertikalen Achse ist der Prozentsatz an Befragten abgetragen, der für den
jeweiligen Bereich einen „hohen“ oder „sehr hohen“ Informations- und Beratungsbe-
darf sieht. Auf der horizontalen Achse ist der Prozentsatz an Befragten abgetragen, der
für den jeweiligen Bereich für weniger dringen („später“) hält. Bereiche mit hoher Priori-
tät sind dadurch gekennzeichnet, dass sie (i) einen hohen Prozentsatz an Informations-
und Beratungsbedarf und (ii) gleichzeitig einen dringenden Bedarf aufweisen. Bereiche
mit höchster Priorität finden sich demnach im Nord-Westen von Abbildung 3-14. Ent-
sprechend befinden sich Bereiche mit der niedrigsten Priorität im Süd-Osten der Abbil-
dung. Am wichtigsten und zeitkritischsten ist nach Auffassung der Befragten der
Beratungsbedarf in den Bereichen „Allgemeine Einführung in den EU-EH“, „Emis-
sionsberichterstattung“, Register- und Kontoführung“, „Aktuelle Informationen
zur Entwicklung des Zertifikatemarkts sowie zu den Rahmenbedingungen. Die
geringste Priorität haben aus Sicht der Unternehmen die Bereiche „Organisatorische
Einbettung des EH in das Untenehmen, „Emissionsprognosen“ und die „Einbin-
dung von JI und CDM“.

Abbildung 3-14: Priorität des Informations- und Beratungsbedarfs aus Sicht der Befragten
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Legende: 1. Allgemeine Einführung in EU-EH; 2. Emissionsberichterstattung; 3. Register- und Kontoführung;
4. Emissionsprognose; 5. Identifizierung von Minderungsmaßnahmen;
6. Berechnung von Emissionsminderungskosten; 7. Entwicklung einer Handels- und Vermeidungsstrategie;
8. Risikomanagement; 9. Reaktion auf aktuelle/zukünftige Rahmenbedingungen;
10. Organisatorische Einbettung des EH in das Unternehmen; 11. Einbindung JI u. CDM;
12. Rechtliche Aspekte; 13. Behandlung der Zertifikate in Handels- und Steuerbilanz;
14. Aktuelle Informationen zu Rahmenbedingungen;
15. Aktuelle Informationen zur Entwicklung des Zertifikatemarkts.
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Anhang A: Fragebogen zum Schulungsbedarf

FFFRRRAAAGGGEEEBBBOOOGGGEEENNN

BBBEEEDDDAAARRRFFF   AAANNN   IIINNNFFFOOORRRMMMAAATTTIIIOOONNN   BBBEEERRRAAATTTUUUNNNGGG   UUUNNNDDD

SSSCCCHHHUUULLLUUUNNNGGG   ZZZUUUMMM   EEEUUU---EEEMMMIIISSSSSSIIIOOONNNSSSRRREEECCCHHHTTTEEEHHHAAANNNDDDEEELLL

Das Ministerium für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg (UVM) beabsichtigt, mit Hilfe dieses Frage-
bogens den bestehenden Bedarf an Information, Beratung und Schulung baden-württembergischer Unter-
nehmen zur Vorbereitung auf den EU-Emissionsrechtehandel zu ermitteln. Die Ergebnisse dieser Umfrage sol-
len dazu dienen, ein Konzept zur Information, Beratung und Schulung für die Unternehmen zu erstellen. Mit
der Ausarbeitung und Auswertung des Fragebogens wurde das Fraunhofer Institut für Systemtechnik und
Innovationsforschung (ISI) in Karlsruhe betraut.

Bitte senden Sie den ausgefüllten Fragebogen bis zum 05. Dezember 2003 im beiliegenden Umschlag oder
per Fax (Nr. 0721 6809-272) zurück. Das Porto übernimmt das Fraunhofer Institut für Systemtechnik und Inno-
vationsforschung (ISI). Sämtliche Angaben werden streng vertraulich behandelt, die Auswertung der Daten
erfolgt anonym. Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an Dr.  Joachim Schleich, Fraunhofer ISI, Karlsruhe, Tel.:
0721 6809-203 bzw. Email: j.schleich@isi.fraunhofer.de.

Allgemeiner Teil

1. Zu welchem Wirtschaftszweig zählt
Ihr Unternehmen?

 Energieerzeugung (Strom, Wärme, Raf-
finerien, Kokereien)

 Eisen und Stahl
 Zement
 Kalk

Glas
Keramische Erzeugnisse (Ziegel, Fliesen
etc.)
Zellstoff und Papier
Textil
Zucker
NE-Metalle
Metallverarbeitung
Sonstige Wirtschaftszweige:

Bitte geben Sie Ihre Branche nach WZ 93 an
______________

2. Wie viele Beschäftige hatte Ihr Un-
ternehmen am angeschriebenen
Standort Ende 2002?

unter 50
50-249
250-999
1.000-10.000
über 10.000

3. Ist Ihr Unternehmen am Standort ein

Einzelbetrieb?
Tochterunternehmen?
Hauptbetrieb mit Töchtern ?

4. Wie hoch schätzen Sie den Anteil
der Brennstoffkosten (ggf. ein-
schließlich Brennstoffe für eigener-
zeugten Strom) des Unternehmens
am Umsatz?

unter 5 % 5-10 %
11-20 % 21-30 %
über 30%

5. Wie hoch schätzen Sie den Anteil
der Kosten für zugekauften Strom
am Umsatz?

 unter 5 %  5-10 %
 11-20 %  21-30 %
 über 30%

6. Werden bzw. wurden die relevanten
CO2-Emissionen von unabhängiger
Seite verifiziert?

nach EMAS nach ISO 14001
Ja Ja
Nein Nein

Fraunhofer

ISI

Institut
Systemtechnik und
Innovationsforschung
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Vorbereitung auf den Emissi-
onsrechtehandel

7. Liegt die Vorbreitung auf den Emis-
sionsrechtehandel in den Händen
des Mutterunternehmens?

Ja, vollständig Ja, teilweise
Nein
Frage nicht relevant, da unser Unter-
nehmen kein Mutterunternehmen hat

8. War Ihnen vor der Datenanfrage
durch das UVM bekannt, dass Anla-
gen Ihres Betriebes unter die Richtli-
nie zum Handel mit Emis-
sionsrechten fallen?

Ja Nein
war noch nicht eindeutig festzustellen

9. Wie hat sich Ihr Unternehmen bisher
auf den EU-Emissionsrechtehandel
vorbereitet?

Verwendet? Beurteilung:

Ja Nein eher
gut

mittel eher
schlecht

Handbücher/
Leitfäden/
Broschüren

Planspiele, Si-
mulationen

Allgemeine Ein-
führung in EU-
Emissionsrechte-
handel (Vortrag,
Seminar, ...)

Informations-
austausch über
Unternehmens-
Netzwerke

Internet

Sonstige:
______________

Kennen Sie den Leitfaden „Flexible Instru-
mente im Klimaschutz“ des Ministeriums für
Umwelt und Verkehr?

Ja  Nein
Haben Sie weitere Anmerkungen zu den bisher
verwendeten Medien? ___________________
_______________________________________

10. Welche konkreten Schritte haben Sie
zur Vorbereitung auf den Emissions-
rechtehandel bereits unternommen?

Ja derzeit in
Arbeit

bisher
nicht

Zuweisung von Zuständigkei-
ten, Kompetenzen und Verant-
wortung für Emissionsrechte-
handel im Unternehmen

Erstellung von CO2-Inventaren

Emissionsprognosen bzw.
Entwicklung von produktions-
spezifischen CO2-Kennzahlen

Systematische Identifizierung
von Maßnahmen zur Senkung
von CO2-Emissionen

Ökonomische Bewertung von
CO2-Einsparmaßnahmen (zu-
sätzliche Kosten pro gemin-
derter Tonne CO2)

Bewertung aktueller und zukünf-
tiger Rahmenbedingungen für Ihr
Unternehmen (z. B. individuelle
Zuteilung, Banking, andere Poli-
tikmaßnahmen, zukünftige Teil-
nehmer)

Sonstiges:_______________

11. Wo wird in Ihrem Unternehmen
voraussichtlich die Hauptverant-
wortung für den Emissionsrechte-
handel liegen?

Geschäftsführung
 Umweltabteilung
 Rechnungswesen/Controlling
 Beschaffung
 Produktion
 Eigene Stabstelle, angesiedelt

bei _________________________
 Externe Dienstleister

 Sonstige, und
zwar: _________________________

 noch keine Vorstellungen

12. Wie gut fühlen Sie sich über das In-
strument Emissionsrechtehandel und
über die Anforderungen, die sich aus
der EU-Richtlinie für Ihr Unternehmen
ergeben, informiert ?

 Sehr gut  Wenig
 Gut  Überhaupt nicht
 Mäßig
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13. In welchen Bereichen sehen Sie für
Ihr Unternehmen Informations- und
Beratungsbedarf:

se
hr

 h
oc

h
ho

ch
m

itt
el

ge
rin

g
se

hr
 g

er
in

g

so
fo

rt
sp

ät
er

Allgemeine Einführung in EU-
Emissionsrechtehandel

Emissionsberichterstattung (Monito-
ring, Inventar, Verifizierung)1

Register- u. Kontoführung (Transfer
von Zertifikaten in Registern)

Emissionsprognose

Identifizieren von Minderungsmaß-
nahmen

Berechnung der Emissions-
Minderungskosten

Entwicklung einer Handels- und
Vermeidungsstrategie

Risikomanagement (Preis- u. Men-
genrisiken auf Zertifikatemarkt)

Reaktion auf aktuelle und zukünftige
Rahmenbedingungen (z. B. individu-
elle Zuteilung, Banking, andere
Politikmaßnahmen, zukünftige
Teilnehmer)

Organisatorische Einbettung des
Emissionsrechtehandels im Unter-
nehmen

Einbindung projektbasierter Mecha-
nismen (Joint Implementation (JI)
und Clean Development Mechanism
(CDM) )

Rechtliche Aspekte (Genehmigungs-
verfahren, Berichtspflichten, Sank-
tionen)

Behandlung der Zertifikate in Han-
dels- und Steuerbilanzen

Jeweils aktuelle Informationen aus
Brüssel, Berlin und anderen EU-
Mitgliedsstaaten zu wichtigen Ra h-
menbedingungen

Jeweils aktuelle Informationen zur
Entwicklung des Zertifikatemarktes
(gehandelte Preise und Mengen)

Sonstiges: ___________________
___________________

1 Dazu zählt nicht die aktuelle Datenabfrage zur Erstellung des
Nationalen Allokationsplanes.

Schulungskonzepte

14. Welche Wege zur Information, Bera-
tung und Schulung zum Thema
Emissionsrechtehandel kämen für
Ihr Unternehmen in Frage?

Beurteilung
ja,
gut

vielleicht eher
nicht

Handbücher/Leitfäden
Broschüren
Checklisten/Tests zur
Selbstprüfung
Lern-CD-ROM
Internet-Leitfaden/-Broschüren
Fragen-und-Antwortensamm-
lung im Internet (Frequently
Asked Questions -FAQ)

Online-Learning (Seminar,
Video)
Internet-Diskussionsforen
Workshops
Tagesseminare
Einzelvorträge

Inhouse-Veranstaltungen
Call Center/Telefonbetreuung
Planspiele/Simulationen
Erfahrungsaustausch über
Unternehmens-Netzwerke
Sonstige: ________________

Anmerkungen: ____________________________

15. Welche Institutionen sollten solche
Informations-, Beratungs- und
Schulungsleistungen am ehesten
anbieten? (bitte maximal drei Mög-
lichkeiten ankreuzen)

Industrie- und Handelskammern
Landesministerien/ Landesbehörden
Bundesministerien
Branchenverbände
Freie Berater, Ingenieurbüros
Weiterbildungseinrichtungen (z. B.
Haus der Technik)
Sonstige: ______________________

Anmerkungen: ________________________
_______________________

ZeitpunktBedarf


